
RECHT AUF ENERGIE 
FÜR ALLE EUROPÄER!



3

RECHT AUF ENERGIE FÜR ALLE EUROPÄER!

HINTERGRUND

Etwa 11% der europäischen Bevölkerung ist von Energiearmut betroffen.  Menschen 
in Energiearmut sind nicht in der Lage, ihr Haus oder ihre Wohnung zu tragbaren Kosten 
zu heizen. Eine Studie, veröffentlicht von der Europäischen Kommission, nennt steigen-
de Energiepreise, niedriges Einkommen und Häuser mit schlechter Energieeffizienz als 
wichtigste Ursachen für dieses Problem1. Steigende Energiekosten verschärfen die Ener-
giearmut besonders vor dem Hintergrund stagnierender oder sinkender verfügbarer 
Einkommen2. Die Marktliberalisierung, lange als ein Allheilmittel gegen steigende Preise 
angepriesen, scheint den gegenteiligen Effekt gehabt zu haben. Der EGÖD vertritt Arbeit-
nehmerInnen in den öffentlichen Diensten in Europa. EAPN ist das größte Netzwerk der 
in Europa tätigen  Organisationen gegen Armut3 und setzt sich für Menschen ein, die in 
Armut leben. Viele unserer Mitglieder gehören zu den Geringverdienenden oder erhalten 
Einkommensbeihilfen, sie sind von Energiearmut betroffen oder werden davon bedroht.

1. RECHT AUF ENERGIE 

Um die Energiearmut in Europa zu beseitigen, muss das Recht auf Energie in den 
EU-Rechtsvorschriften verankert werden. Dies würde bedeuten, dass Aussetzungen der 
Versorgung verboten werden, wie dies bereits bei der Wasserversorgung in einigen Län-
dern der Fall ist. 

2. REGULIERTE PREISE

Der Markt versagt bei der Aufgabe, bezahlbare Energiepreise für alle zu garantieren. 
Der beste Schutz gegen die Unwägbarkeiten volatiler Energiemärkte sind regulierte Prei-
se für Endkunden. Sie müssen stabil bleiben und dürfen nicht schrittweise abgeschafft 
werden.

Haushalten mit geringem Einkommen müssen spezielle Sozialtarife gewährt werden, 
damit sie einen angemessenen Lebensstandard halten können. Niemand sollte dazu ge-
zwungen werden, sich zwischen einer „Mahlzeit oder einer warmen Wohnung“ entschei-
den zu müssen.

3. MASSNAHMEN ZUR ERHÖHUNG 
DER ENERGIEEFFIZIENZ MÜSSEN 
EINKOMMENSSCHWACHEN HAUSHALTEN 
ZUGUTE KOMMEN

Öffentliche Maßnahmen zur Förderung von Energieeffizienz sollten Gelder zur Ver-
besserung der Wohnverhältnisse einkommensschwacher Haushalte bereitstellen, ohne 
dass dadurch den Mietparteien Nachteile entstehen. Dies würde zu einer Senkung des 
Energieverbrauchs beitragen, ohne die Energie- und Wohnkosten zu erhöhen.

Haushalte mit geringem Einkommen verfügen nicht über die finanziellen Kapazitä-
ten, Heizungsanlagen zu erneuern, Häuser zu isolieren oder neue energiesparende Haus-
haltsgeräte zu kaufen. Aus diesem Grund sind öffentliche Förderprogramme notwendig. 
Investitionen in energieeffiziente Sozialwohnungen müssen Priorität haben.
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4. WICHTIGE EMPFEHLUNGEN

EAPN und EGÖD fordern:  
• Das Recht auf Energie für alle durch die Einführung konkreter EU-Rechtsvorschrif-
ten, die in schwierigen Zeiten eine Unterbrechung der Stromversorgung schutzbe-
dürftiger Endkunden verbieten.
• Keinweiterer Abbau regulierter Preise für Privathaushalte, sondern stattdessen 
eine Unterstützung von Sozialtarifen für schutzbedürftige Kunden.
• Zuweisung eines ambitionierten Anteils öffentlicher Energieeffizienz-Investitionen 
für Maßnahmen, die einkommensschwachen Haushalten zugute kommen und keine 
zusätzlichen Kosten für Wohnen oder Wohnnebenkosten verursachen

RECHT AUF ENERGIE

Die Sanierung des Haus- und Wohnungsbestandes zur Verbesserung der Energieeffi-
zienz von Gebäuden reicht nicht aus, um die Energiearmut zu bekämpfen. Investitionen 
in den Gebäudebestand erfolgen tendenziell langsam und führen dazu, dass Haushalte 
mit geringem Einkommen kurz- und mittelfristig in der Kälte sitzen.4  Wie bereits im vo-
rigen Abschnitt beschrieben, können Renovierungskosten in Form steigender Mieten an 
die schutzbedürftigen Haushalte weitergereicht werden. 

„Die Energieversorgung ist heute keine Luxusdienstleistung mehr, die für einen 
höheren Lebensstandard sorgt, sondern eine existenzsichernde Versorgungsleis-
tung, ohne die Menschen von der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben ausge-
schlossen sein können.”5

Darüber hinaus hat Energiearmut einen direkten negativen Einfluss auf die Gesund-
heit einschließlich der geistigen Gesundheit, denn sie belastet Menschen nicht nur in in-
akzeptabler Weise körperlich, sondern kann auch zu Stress und sozialer Isolation führen. 

Menschen, die in Energiearmut leben, leiden oft unter schweren gesundheitlichen 
Problemen mit der Folge längerer und häufiger gesundheitsbedingter Fehlzeiten, die 
wiederum Auswirkungen auf die Beschäftigungssituation haben. Diese negativen Aus-
wirkungen auf die Gesundheit haben spürbare wirtschaftliche Konsequenzen, die sich 
auf die Gesellschaft insgesamt auswirken.

„Die jährlichen Kosten für das nationale Gesundheitssystem infolge typischer, 
im Winter auftretender und durch ungeheizte Wohnungen verschärfter Erkrankun-
gen belaufen sich auf £859 Millionen. Das beinhaltet nicht die zusätzlichen Ausga-
ben der Sozialdienste oder die wirtschaftlichen Verluste durch nicht geleistete Ar-
beitsstunden.“ 6

Um auf die unmittelbare Bedarfssituation von Menschen eingehen zu können, die be-
reits unter Energiearmut leiden oder von ihr bedroht sind, fordern EGÖD und EAPN ein 
universelles ‚Recht auf Energie‘ und das Verbot von Stromsperren für schutzbedürftige 
Haushalte.

REGULIERTE PREISE

Während der Eurostat-Index der Verbraucherpreise in der EU-28 zwischen 2007 und 
2015 um ca. 13 Prozent angestiegen ist, legten die durchschnittlichen Strompreise im 
gleichen Zeitraum um fast 22 Prozent zu. Darüber hinaus sind die Einkommen weniger 
schnell gestiegen als die Energiepreise. Aus diesem Grund ist der Anteil der Ausgaben für 
Energie am gesamten Haushaltseinkommen gestiegen, wodurch sich besonders die Lage 
einkommensschwacher Haushalte verschlechtert hat. 

In ihren Änderungsvorschlägen für die Richtlinie über gemeinsame Vorschriften für 
den Elektrizitätsbinnenmarkt  schlägt die Kommission die Abschaffung nicht kostende-
ckender regulierter Strompreise vor. Das bedeutet für Regierungen, die Haushalte mit 
niedrigem Einkommen schützen wollen, nicht mehr über das Werkzeug der Strompreis-
regulierung zu verfügen, das sich in der Vergangenheit als besonders effektiver Schutz 
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* Daten von 2013

Energie-Armut in Europa als Prozentanteil der Bevölkerung, 
der nicht in der Lage ist sein Haus adäquat zu heizen. eurostat 2015

Irland		      6,6	 Gefährlich
Ungarn	     7,5	 Gefährlich
Kroatien	     7,9	 Gefährlich
Spanien	     9,2	 Prekär
Lettland	   10,6	 Prekär
Rumänien	   10,9	 Prekär
Malta		    12,5	 Prekär
Serbien	   14,0	 Prekär
Italien		    14,8	 Prekär
Portugal	   19,8	 ÜbermäSSig
Mazedonien	   21,9	 ÜbermäSSig
Griechenland	   27,0	 Extrem
Zypern		   27,0	 Extrem
Montenegro*  	   27,4	 Extrem
Litauen		   29,2	 Extrem
Bulgarien  	   37,6	 Extrem
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Norwegen	     0,3	 Akzeptabel
Luxemburg	     0,8	 Akzeptabel
Schweden	     0,8	 Akzeptabel 
Island		      0,8	 Akzeptabel
Estland	     1,2	 Akzeptabel 
Finnland	     1,2	 Akzeptabel
Niederlande	     1,7	 Akzeptabel
Österreich	     1,7	 Akzeptabel
Dänemark	     2,3	 Gefährlich
Deutschland 	     3,5	 Gefährlich
Belgien	     3,9	 Gefährlich
Slowenien	     4,2	 Gefährlich
Tschechische Rep 4,3	 Gefährlich
Slowakei	     4,6	 Gefährlich
Frankreich	     4,7	 Gefährlich
Vereinigtes Kön   5,8	 Gefährlich
Polen		      6,3	 Gefährlich
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NL
AT
DK
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UK
PL
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kungen von Investitionen in den Häuserbestand ist jedoch unverzichtbar um sicherzuge-
hen, dass damit das gewünschte Ergebnis der Beseitigung von Energiearmut erzielt wird 
und nicht nur die Mieten erhöht oder einkommensschwache Mieter und Mieterinnen aus 
bestimmten Vierteln verdrängt werden. 

„Renovierungskosten können über Mieterhöhungen an die Mietparteien weiterge-
geben werden - das führt oft zu Wohlfahrtsverlusten oder gewollter Mieterverdrän-
gung” International Union of Tenants

Maßnahmen sind so zu gestalten, dass keine zusätzlichen Kosten auf einkommens-
schwache Haushalte abgewälzt werden können. Priorität müssen Maßnahmen zur Ver-
besserung der Energieeffizienz im sozialen Wohnungsbau haben, die potenziell einem 
hohen Anteil einkommensschwacher Haushalte zugute kommen.

Ein Beispiel für gute Praxis ist der „Energiesprong“ (Energiesprung) in den Nieder-
landen als innovativer Weg zur energetischen Sanierung der dortigen Sozialwohnungen. 
Hier werden Investitionen in die energieeffiziente Nachrüstung durch die daraus resultie-
renden zukünftigen Einsparungen in Strom- und Heizrechnungen finanziert, wodurch für 
MieterInnen keine zusätzlichen Kostenentstehen.12

Informationen über die Beantragung verfügbarer Fördergelder müssen klar ver-
ständlich sein und in umfassender Weise kommuniziert werden, damit diese Programme 
in großem Maßstab angenommen werden. Adäquate Maßnahmen müssen sicherstellen, 
dass die schutzbedürftigsten Bürgerinnen und Bürger nicht die Rechnung für die Umstel-
lung auf eine CO2-arme Wirtschaft zahlen müssen.  
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gegen volatile Energiepreise erwiesen hat. Regulierte Preise gehören zu den wirksams-
ten Möglichkeiten, Menschen in Energiearmut oder drohender Energiearmut sofort zu 
helfen.

Zahlreiche aktuelle Studien, zum Beispiel von der Europäischen Bank für Wiederauf-
bau und Entwicklung, haben auf den engen Zusammenhang zwischen Deregulierung/
Privatisierung und Preiserhöhungen in den postsowjetischen EU-Ländern hingewiesen7. 
Ein weiterer Grund für hohe Energiepreise kann in der EU-weiten Marktintegration des 
Energiesektors gesehen werden, die überstürzt durchgeführt wurde und die erheblichen 
Unterschiede nationaler Ausgestaltungen des Marktes und bestehende regulatorische 
Praktiken missachtet hat5.  

  „Die steigenden Preise in Europa gehen Hand in Hand mit dem Trend der Li-
beralisierung und Privatisierung von Energiedienstleistungen, zusätzlich verstärkt 
durch die Expansion des EU-Binnenmarktes in diese Dienstleistungen.“ 5

Es gibt keine vollständige Überschneidung von Einkommensarmut und Energiear-
mut, da die Energiearmut vom Anteil des Einkommens abhängt, den ein Haushalt für die 
angemessene Deckung seines Energiebedarfs ausgeben muss. In allen EU-Mitgliedstaa-
ten gibt es beträchtliche Unterschiede zwischen den Energiepreisen und den relativen 
Einkommensindikatoren. Während 2015 das nominale Pro-Kopf-BIP in Luxemburg 3,6-
fach höher war als in Portugal, müssen die portugiesischen Haushalte aber Strompreise 
bezahlen, die um 36 Prozent über denen in Luxemburg liegen. Das bedeutet, dass die 
portugiesische Bevölkerung im Durchschnitt einen deutlich höheren Anteil ihres Einkom-
mens für Energie ausgeben muss, was im Umkehrschluss wiederum ein deutlich höheres 
Vorkommen von Energiearmut in Portugal zur Folge hat8. 

 „Es gelingt uns nicht, denjenigen zu helfen, die in eine unvermeidbare Schul-
denspirale geraten, weil die Energiepreise im Verhältnis zu ihrem Einkommen zu 
hoch sind.“ 5

Politische Lösungen dürfen sich dabei nicht auf die 11% der europäischen Haushalte 
konzentrieren, die bereits Energiearmut erleben8, sondern sollten sich an einem Präven-
tionsmodell orientieren. Das bedeutet Maßnahmen für die 14% der europäischen Bevöl-
kerung, denen Energiearmut droht9. Eine besondere Schwäche des Kommissionsvor-
schlags besteht eben darin, die Anwendung regulierter Preise allein auf solche Haushalte 
zu beschränken, die bereits unter Energiearmut leiden.

Ein großes Problem ist zudem, dass die Definition von Energiearmut leicht in die Irre 
führen kann: Energiearme Haushalte werden oft vereinfachend als Haushalte definiert, 
die „mehr als einen bestimmten Anteil ihres Haushaltseinkommens für Heizenergie 
aufwenden”10.  Dieses Modell lässt aber diejenigen außen vor, die bereits die kritische 
Schwelle zur Energiearmut überschreiten würden, wenn sie ihre Wohnungen in ange-
messener Weise heizen würden. Tatsächlich sparen sie diese Kosten jedoch ein mit der 
Folge, in einer kalten Wohnung zu leben11. Geeignete Maßnahmen müssen deshalb eine 
„modellierte Energiearmut“ berücksichtigen, basierend auf dem Betrag, den ein Haus-
halt zum Erreichen einer adäquaten Wohnungstemperatur ausgeben müsste”10. Auf-
grund der Komplexität dieses Modellierungsansatzes auch im Hinblick auf die Interpre-
tation auf nationaler Ebene muss das Werkzeug der Preisregulierung zur Unterstützung 
von Privathaushalten als zusätzliche Option beibehalten werden, damit niemand auf der 
Strecke bleibt.

MASSNAHMEN ZUR ERHÖHUNG 
DER ENERGIEEFFIZIENZ MÜSSEN 
EINKOMMENSSCHWACHEN HAUSHALTEN 
ZUGUTE KOMMEN

Damit Investitionen in Energieeffizienzmaßnahmen nicht nur im Hinblick auf Energie-
einsparungen, sondern auch bei der Verringerung der Energiearmut ihre volle Wirkung 
entfalten, sollten diese finanziellen Mittel mit konkreten Zielen zur Unterstützung ein-
kommensschwacher Haushalte  verbunden werden.  Die Kontrolle der sozialen Auswir-
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Der EGÖD (engl.: EPSU) ist der Europä-
ische Gewerkschaftsverband für den 
Öffentlichen Dienst. Er ist der größte 
Verband im EGB und vertritt 8 Millionen 
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst von 
über 260 Gewerkschaften in ganz Europa. 
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und sozialen Diensten, Lokal-, Regio-
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anerkannte Regionalvertretung der Inter-
nationale der Öffentlichen Dienste (PSI).


